1.	Die richterliche Gewalt und ihre Funktionsweise



1.1 	Die richterliche Gewalt



a.	Definition und Ziel



Nach dem Grundsatz der Gewaltenteilung hat die richterliche Gewalt die Rechtspflege zur Aufgabe, d.h. sie spricht Recht in einem bestimmten Gebiet und wendet das Gesetz an und legt es gegebenenfalls aus. Dabei kann es sich um Streitfälle zwischen Privaten (bürgerliche Streitsachen), zwischen Bürgern und dem Staat oder zwischen öffentlichen Gemeinwesen (Verwaltungsstreitsachen) und gegen Beschuldigte, die Straftaten begangen haben (Strafsachen) handeln. Die Justiz kann auf Antrag (bei bürgerlichen oder Verwaltungsstreitsachen) oder von Amtes wegen (bei Strafsachen, ausser bei Antragsdelikten) tätig werden. 



Die richterliche Gewalt hat also die Aufgabe, aufgrund der Rechtsnormen nach einem festgelegten Verfahren über Fragen zu entscheiden, die in ihrem Zuständigkeitsbereich liegen, in einem bestimmten Fall Recht zu sprechen, wenn sie gültig damit befasst wurde.

�Die richterliche Gewalt hat die Aufgabe in einem bestimmten Gebiet Recht zu sprechen und das Gesetz anzuwenden und auszulegen. ��Diese Gewalt muss unabhängig und unparteiisch und ausschliesslich unter Wahrung der Legalität handeln können, damit sie ihre Aufgabe getreu erfüllen kann, d.h. innert nützlicher Frist unter Achtung der persönlichen Freiheiten und der bürgerlichen Grundrechte lauter, gerecht und korrekt Recht zu sprechen.



Diese Rechte wurden ausführlich behandelt im Ideenheft Nr. 1, auf das an dieser Stelle verwiesen sei.



�Dazu muss diese Gewalt unabhängig und unparteiisch und ausschliesslich unter der Wahrung der Legalität handeln können. ��b.	Form

���Es wird allgemein anerkannt, dass das Gericht (ein oder mehrere Richter, die in einem 3- oder 5-köpfigen Kollegium walten) die am besten geeignete Form ist, um diese Gewalt auszuüben.�Das Gericht ist am besten in der Lage, diese Gewalt auszuüben��

c.	Von Verfassung und Gesetz gesteckter Rahmen

���Für die Rechtspflege, ihre Ausgestaltung gemäss Gerichtsorganisation und die Handlungsmöglichkeiten der Justiz gemäss Verfahrensordnung sind im Prinzip ausschliesslich die Kantone zuständig. Sie haben auf dem gesamten Kantonsgebiet unter Vorbehalt des Völkerrechts und des Bundesrechts die Hoheit inne.

�Für die Gerichtsorganisation und die Prozessordnungen sind im Prinzip ausschliesslich die Kantone zuständig��In den Grenzen dieser Hoheit haben die Kantone in ihrer Verfassung ausdrückliche Bestimmungen über die richterliche Gewalt aufgenommen. In der Regel werden darin in wenigen Artikeln ein Organigramm aufgezeichnet, völkerrechtlich bereits anerkannte Grundsätze (z.B. die Gewährleistung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit) wiederholt und das Wahlverfahren, die Aufsicht und gleichzeitig in einigen Fällen die Unabhängigkeit geregelt.



Vorschriften über die interne Organisation, die Kompetenzen oder das Verfahren werden hingegen dem Gesetzgeber oder direkt der richterlichen Gewalt, die zum Beispiel Reglemente verabschieden kann, überlassen.



d.	ergänzende und alternative Konfliktlösungssysteme neben der richterlichen Gewalt



Neben der richterlichen Gewalt können auch alternative Konfliktlösungssysteme, die flexibler und rascher arbeiten, vorhanden sein. Die Möglichkeiten reichen dabei von der Schiedsgerichtsbarkeit bis zur Mediation. Bei derartigen Systemen geht man nicht in erster Linie dem Sachverhalt oder den Konfliktursachen auf den Grund, sondern arbeitet mit den Betroffenen zusammen, um sie zur Annahme eines Abkommens zu bewegen, das länger Bestand haben sollte, da ihm einzig die Konfliktparteien zustimmen. Der Ansatz ist dabei ganz anders als beim zugegebenermassen oft zu starren ordentlichen Rechtsweg. Das Ziel dieser alternativen Konfliktlösungsmodelle besteht nicht darin, ein rechtlich hieb- und stichfestes Abkommen zu erzielen, sondern zu einer von beiden Parteien als gerecht empfundenen Lösung zu finden.



Daher die Frage :



Würden Sie neben den Gerichten solche ergänzende und alternative Konfliktlösungsmodelle wie zum Beispiel die Schiedsgerichtsbarkeit oder die Mediation begrüssen?





1. 2	Die obersten Grundsätze für die Tätigkeit der richterlichen Gewalt



Die im Folgenden aufgeführten obersten Grundsätze regeln nicht nur die gesamte Tätigkeit der richterlichen Gewalt, sondern dienen vor allem dazu, den Rechtsuchenden einen korrekten und fairen Prozess zu gewährleisten. Weiter sollen sie die Freiheits- und persönlichen Rechte schützen und jegliche Willkür ausschliessen. Das Vertrauen in die Justiz ist einer der Grundpfeiler jeder Demokratie. Werden Zweifel am Gerichtswesen wach, kommt das gesamte Gesellschaftsgefüge ins Wanken. Die Idee der Gewaltentrennung verschwindet dabei, und es wird schwierig, die Vermischung der Verantwortlichkeiten zu verhindern.

�Im Allgemeinen enthält die Verfassung Bestimmungen über ein Organigramm der richterlichen Gewalt, über die wichtigsten Grundsätze, über das Wahlverfahren, über die Aufsicht und die Unabhängigkeit.









Die Bestimmungen über die interne Organisation, die Kompetenzen und das Verfahren befinden sich im Gesetz oder in den Reglementen.













Neben der richterlichen Gewalt können auch andere Systeme, die von der Schiedsgerichtsbarkeit bis zur Mediation reichen, vorhanden sein.





Das Ziel dieser Systeme besteht darin, zu einer von beiden Parteien als gerecht empfundenen Lösung zu finden.



















Frage 1





















Diese obersten Grundsätze dienen dazu, den Rechtsuchenden einen korrekten und fairen Prozess zu gewährleisten, ihre Grundrechte zu schützen und jegliche Willkür aus�zuschliessen.��a.	der Grundsatz der Unabhängigkeit���

In Umsetzung des Prinzips der Gewaltenteilung fordert der Grundsatz der Unabhängigkeit einerseits, dass die Gerichte sich einzig aus Personen zusammensetzen, die nicht gleichzeitig Mitglied eines anderen Organs mit einer anderen Funktion sind, und andererseits, dass die Richter keinerlei Weisungen, gleich welcher Art, entgegennehmen, sondern in ihrer Rechtsprechung einzig den Bestimmungen des Rechts unterworfen sind. Niemand darf auf ein gerichtliches Verfahren einwirken oder ein richterliches Urteil abändern oder aufheben. Daraus folgt, dass die Gerichte von der öffentlichen Meinung (zum Beispiel von der Presse) absolut unabhängig sein müssen. Nur so können sie in ihrer Rechtsprechung frei sein und nach dem Grundsatz der Billigkeit entscheiden.



Zur Gewährleistung dieses Grundsatzes regelt eine Reihe von Gesetzesbestimmungen die Unvereinbarkeiten, insbesondere die Frage nach dem Wahlmodus für die Richter, dem Rücktritt, ihrer Besoldung, der Aufsicht über sie, ihrer Verantwortlichkeit, ihrer finanziellen Autonomie und ihrer Freiheit, Personal der richterlichen Gewalt anzustellen.

�

Die Gerichte dürfen sich einzig aus Personen zusammensetzen, die nicht gleichzeitig Mitglied eines anderen Organs mit einer anderen Funktion sind, und die Richter dürfen keinerlei Weisungen entgegennehmen��b.	der Grundsatz der Unparteilichkeit���

Der Grundsatz der Unparteilichkeit beruht auf der Unvoreingenommenheit und der Vorurteilslosigkeit, die der Richter bei der Ausübung seiner Funktion unter Beweis stellen muss.



Hier geht es insbesondere um die Problematik des Ausstandes. So kann ein Amtsträger in der Rechtspflege in folgenden Fällen an einer Untersuchung oder am Urteil einer Sache nicht mitwirken und muss von selbst in den Ausstand treten: Wenn er selbst, sein Ehegatte, einer seiner Verwandten oder Verschwägerten oder andere Personen, mit denen er in enger Verbindung steht, ein unmittelbares Interesse an der Sache haben, wenn er einem Organ einer juristischen Person des öffentlichen oder privaten Rechts angehört, die ein unmittelbares Interesse an der Sache hat, wenn er sich schon in einer anderen Stellung mit der Sache beschäftigt hat, wenn er in dauernder beruflicher Ver�bindung mit einer Partei steht oder wenn er mit dem Bevollmächtigten einer Partei in direkter Linie verwandt ist. Analog kann ein Amtsträger von einer Partei abgelehnt werden oder von selbst in den Ausstand treten, wenn andere ernsthafte Gründe seine Unparteilichkeit bezweifeln lassen.



Auf keinen Fall darf sich die der Gerichtsbarkeit unterworfene Person beim Fehlen objektiver Gründe rechtsmissbräuchlich auf das Prinzip des Ausstandes berufen, um sich dem für ihren Fall gesetzlich vorgeschriebenen rechtmässigen Richter zu entziehen oder diesen in der Ausübung seiner Tätigkeit zu behindern.

�

Der Richter muss Unvoreingenommenheit und Vorurteilslosigkeit unter Beweis stellen.��c.	der Grundsatz der Legalität���

Obwohl die rechtmässige bestellte richterliche Gewalt unabhängig und unparteiisch sein muss, muss sie bei der Ausübung ihrer Rechtsprechung das Gesetz befolgen, das heisst sich an die Bestimmungen des Gesetzgebers über ihren Aufbau, ihre Zuständigkeit und die Art ihrer Intervention halten. Diese Bestimmungen sind gewöhnlich in den Gesetzen zur Gerichts- und Prozessordnung enthalten. 

�

Die richterliche Gewalt muss das Gesetz befolgen, insbesondere die Bestimmungen über die Gerichts- und Prozessordnung.��d.	der Grundsatz der Transparenz���

Der Grundsatz der Öffentlichkeit der Verhandlungen wird von der Bundesverfassung und der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) sowie von Zivil- und Strafprozessordnungen garantiert und trägt zu einem angemessenen Verfahren bei. Er schützt die Rechtsuchenden vor einer, der öffentlichen Kontrolle entzogenen Geheimjustiz. Der Grundsatz der Transparenz ist eines der Mittel, um das Vertrauen in die Justiz zu erhalten. Der Grundsatz der Öffentlichkeit geht aus dem Recht hervor, dass alle Rechtsuchenden bei gerichtlichen Verhandlung, zu denen die Öffentlichkeit (und die Presse) zugelassen ist, das Recht, sich mündlich zu äussern, einräumt. Ausnahmen von diesem Grundsatz können in folgenden Fällen gemacht werden: im öffentlichen Interesse, und zum Schutz der nationalen Sicherheit, zur Wahrung der Sittlichkeit, der Interessen von Jugendlichen oder des Privatlebens der Prozessparteien oder wenn die Gefahr einer Verfahrensbeeinträchtigung besteht.

�

Alle Rechtsuchenden haben, unter Vorbehalt von Ausnahmen, das Recht, sich bei den öffentlichen Gerichtsver�handlungen mündlich zu äussern.��Daher die Frage :

���Erachten Sie es als nötig, in der Verfassung die wesentlichen Grundsätze für die Ausübung der richterlichen Gewalt, nämlich die Unabhängigkeit, die Unparteilichkeit, die Legalität und die Transparenz, aufzuführen?�Frage 2��



1.3	Eine gegliederte Gerichtsbarkeit : Zivil-, Straf-, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit���

Bei der Ausübung ihrer Tätigkeit unterscheiden sich die verschiedenen Gerichte insbesondere durch das Rechtsgebiet, in das die Streitigkeiten fallen, mit denen sie befasst sind.

���Gegenwärtig ist die Gerichtsbarkeit in drei grosse Teilbereiche gegliedert. Diese umfassen die Gerichtshöfe, die auf Streitigkeiten zwischen Personen eintreten, die sich im Rahmen ihrer Privatautonomie als gleichberechtigte Partner gegenüber stehen (Zivilgerichtsbarkeit), die Gerichtshöfe, die sich mit der Verletzung von strafrechtlichen Bestimmungen befassen (Strafgerichtsbarkeit), und die Gerichtshöfe, die bei Konflikten zwischen dem Bürger und der Verwaltung intervenieren (Verwaltungsgerichtsba-rkeit).



Ein vierter Teilbereich könnte die Gerichtshöfe umfassen, welche die Verfassungsmässigkeit abstrakter Rechtssätze überprüfen (Verfassungsgerichtsbarkeit).

�Die verschiedenen Gerichte unterscheiden sich durch das Rechtsgebiet, auf dem sie tätig sind.��Daher die Frage :

���Befürworten Sie dieses System der Gliederung der richterlichen Gewalt nach Rechtsgebieten?�Frage 3��



a.	die Zivilgerichtsbarkeit

���Im Kanton Freiburg wird die Zivilgerichtsbarkeit heute normalerweise in letzter Instanz durch das Kantonsgericht wahrgenommen. Vorher kommen die Zivilsachen vor den Friedensrichter, das Friedensgericht, den Bezirks�gerichtspräsident und das Bezirksgericht.



Für bestimmte Streitigkeiten sind Ad-hoc-Gerichte zuständig, so etwa die Gewerbekammer des Bezirks (Arbeitskonflikte) oder das Mietgericht (Konflikte aus Mietverträgen).



Die geltende Verfassung teilt das Kantonsgebiet in Gerichtsbezirke ein. Sie überlässt es dem Gesetzgeber, Anzahl und Abgrenzungen zu bestimmen, wobei nach Bedürfnis neue Gerichtsbezirke errichtet werden können. Die Gerichtsbezirke stimmen mit den Verwaltungsbezirken überein (vorbehalten bleibt die örtliche Zuständigkeit der Untersuchungsrichter, des Wirtschaftsstrafgerichts und der Jugendstrafkammer, die sich auf das gesamte Kantonsgebiet erstreckt). Die Anzahl und die Abgrenzungen der Friedensgerichtskreise sind in einem Spezialgesetz festgelegt.



Für eine flexiblere Gestaltung des aktuellen Systems könnte bestimmt werden, dass der Gesetzgeber nach dem Beispiel der Berner Verfassung mehrere Verwaltungsbezirke zu einem Gerichtsbezirk zusammenlegen kann. Dieser Vorschlag kann auch für die Friedensgerichtskreise ins Auge gefasst werden.

�Heute wird die Zivilgerichtsbarkeit in letzter Instanz durch das Kantonsgericht wahrgenommen. Vorher kommen die Zivilsachen vor den Friedensrichter, das Friedensgericht, den Bezirksge�richtspräsidenten und das Bezirksgericht.











Die Gerichtsbezirke stimmen mit den Verwaltungsbezirken überein.

























Die Verfassung könnte dem Gesetzgeber die Zuständigkeit geben, mehrere Verwaltungsbezirke zu einem Gerichts�bezirk zusammenzulegen.

��













Daher die Fragen :

���Meinen Sie, dass die Organisation des Gerichtswesen, die sich auf die Unterscheidung von erst- und zweitinstanzlichen Gerichtsbehörden stützt, beibehalten werden sollte?�Frage 4a�����Sollen Ihrer Ansicht nach alle erstinstanzlichen Gerichtsbehörden beibehalten werden?�Frage 4b�����Wenn nicht, würden Sie zum Beispiel auf das Friedensgericht verzichten?�Frage 4c�����Soll das System der territorialen Organisation der Justiz beibehalten werden oder ist ein System vorzuziehen, das den heutigen Gegebenheiten besser Rechnung trägt, indem insbesondere das tatsächliche Arbeitsvolumen berücksichtigt wird, das durch die Anzahl der einem Gericht unterstellten Rechtsuchenden bestimmt wird?�Frage 4d�����

b.           die Strafgerichtsbarkeit



Die oberste Instanz in Strafsachen ist das Kantonsgericht. In erster Instanz wird die Strafgerichtsbarkeit vom Untersuchungsrichter, vom Polizeirichter, vom Strafgericht, vom Wirtschaftsstrafgericht  vom Ermittlungsrichter der Jugendstrafkammer, von der Jugendstrafkammer und vom Oberamtmann wahrgenommen.



Die territoriale Aufteilung der Ausübung dieser Gerichtsbarkeit beruht ebenfalls auf den Gerichtsbezirken. Vorbehalten bleibt die spezifische Zuständigkeit bestimmter Behörden, wie zum Beispiel der Untersuchungsrichter, des Wirtschaftsstrafgerichts und der Jugendstrafkammer, deren Zuständigkeit sich auf das gesamte Kantonsgebiet erstreckt.







�



Die oberste Instanz in Strafsachen ist das Kantonsgericht. In erster Instanz wird die Strafgerichtsbarkeit vom Unter�suchungsrichter, vom Polizeirichter, vom Strafgericht, vom Wirtschaftsstrafgericht  vom Ermittlungsrichter der Jugendstrafkammer, von der Jugend�strafkammer und vom Oberamtmann wahrgenommen.



Diese Gerichtsbarkeit beruht grundsätzlich ebenfalls auf den Gerichtsbe�zirken.

��Daher die Frage :������Ist die territoriale Aufteilung in Gerichtsbezirke, die sich mit den Verwaltungsbezirken decken, in Anbetracht der heutigen Gegebenheiten noch gerechtfertigt?�Frage 5�����

c.	die Verwaltungsgerichtsbarkeit������Für die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist in erster Linie das Verwaltungsgericht zuständig.



Daneben kann sie in bestimmten Spezialgebieten von Ad-hoc-Kommissionen wahrgenommen werden.



Die Zuständigkeit dieser Behörden erstreckt sich auf das gesamte Kantonsgebiet.



Daher die Frage :

�Für die Verwaltungsgerichtsbarkeit ist in erster Linie das Verwaltungsgericht zuständig. Sie erstreckt sich auf das gesamte Kantonsgebiet. ��Sind sie mit der mit der territorialen Aufteilung der Verwaltungsgerichtsbarkeit einverstanden, d. h. damit , dass die Tätigkeit des Verwaltungsgerichts und der Ad-hoc-Kommissionen sich auf das gesamte Kantonsgebiet erstreckt?�Frage 6a�����Unter Vorbehalt der finanziellen Auswirkungen, die nicht zu vernachlässigen sind, kann man sich des Weiteren folgende Fragen stellen :������Soll die Verwaltungsgerichtsbarkeit zusammen mit der Zivil- und der Strafgerichtsbarkeit zumindest letztinstanzlich in die Zuständigkeit eines einzigen Gerichtshofs integriert werden?�Frage 6b�����Soll zur Vermeidung einer Überlastung des Verwaltungsgerichts eine zweistufige Verwaltungsgerichtsbarkeit vorgesehen werden, wie dies bei der Zivil- und Strafgerichtsbarkeit der Fall ist?�Frage 6c�����d.	die Verfassungsgerichtsbarkeit������Nur zwei Kantone kennen eine vollständige Verfassungsgerichtsbarkeit : Jura und Nidwalden. Diese Gerichtsbarkeit gab es bis heute in unserem Kanton noch nie.

�Eine vollständige Verfassungsgerichtsbarkeit gibt es in unserem Kanton nicht.��Ohne hier auf technische Einzelheiten, die eine längere Ausführungen bräuchten, einzutreten, sei darauf hingewiesen, dass die Hauptaufgabe einer solchen Gerichtsbarkeit darin besteht, die Verfassungsmässigkeit von staatlichen Erlassen des Kantons, der Gemeinden und der öffentlichrechtlichen Körperschaften (Gesetze, Verordnungen) zu kontrollieren. Diese Kontrolle kann von Amtes wegen oder auf Antrag der Regierung, einer Fraktion, einer Gruppe von Grossrätinnen und Grossräten, von Gemeinden oder von einer Privatperson, die sich in ihren verfassungsmässigen Rechten verletzt fühlt, erfolgen. Sie hat zum Zweck zu prüfen, ob ein Gesetz eine Verordnung einer kantonalen Behörde mit dem Völkerrecht, der Bundesverfassung und der Staatsverfassung vereinbar ist. Grundsätzlich handelt es sich bei dieser Kontrolle, die von Amtes wegen oder auf Antrag hin durchgeführt wird, insofern um eine abstrakte Kontrolle, als sie vor dem Inkrafttreten der Norm stattfindet. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, dass bei der Anwendung der Norm anhand eines Einzelfalls eine konkrete Kontrolle durchgeführt wird. Im Kanton Basellandschaft ist zum Beispiel das Verwaltungsgericht zuständig, in dieser Frage zu entscheiden. 



In den Zuständigkeitsbereich dieser Gerichtsbarkeit gehören zum Beispiel:



-	Streitigkeiten über die Gültigkeit von kantonalen oder kommunalen Dekreten, Beschlüssen, Verordnungen und Reglementen,



-	Streitigkeiten über Autonomie der Gemeinden oder anderer von der Verfassung anerkannter Strukturen,



-	Streitigkeiten über die Ausübung der politischen Rechte, des Stimm- und Wahlrechts,



-	Streitigkeiten im Zusammenhang mit Zuständigkeitskonflikten zwischen verschiedenen Kantonsbehörden.

�Die Hauptaufgabe einer solchen Gerichtsbarkeit besteht darin, die Verfassungsmässigkeit von staatlichen Erlassen des Kantons, der Gemeinden und der öffentlichrechtlichen Körperschaften (Gesetze, Verordnungen) zu kontrollieren.��Es ist offensichtlich, dass der Sinn der Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichtsbarkeit für den Rechtsuchenden ohne weiteres zu erfassen ist, weil er die verschiedenen Rollen, die sie spielen, auf Anhieb sieht. Die Idee der Verfassungsgerichtsbarkeit hingegen ist eingestandenerweise schwieriger zu konkretisieren und sichtbar zu machen. Deshalb sollte gegebenenfalls ein Experte zusätzlich Erläuterungen einbringen.

���Daher die Frage :

���Sind Sie für die Schaffung einer Verfassungsgerichtsbarkeit?�Frage 7�����2.	Die richterliche Gewalt und die Rechtsu�chenden������Ein wirksamer Schutz der Grundrechte des Bürgers (siehe Ideenheft Nr. 1) muss auch Verfahrensgarantien enthalten, für den Fall, dass der Bürger mit der Justiz in Kontakt kommt ; diese Garantien müssen dafür sorgen, dass seine Grundrechte gewahrt bleiben. Diese Garantien finden sich schon in der Bundesverfassung, in internationalen Verträgen und in den Freiburger Prozessordnungen. Von diesen Rechten, kann man Folgendes erwähnen, ohne eine abschliessende Liste machen zu wollen :�Ein wirksamer Schutz der Grundrechte des Bürgers muss Verfahrensgarantien enthalten, für den Fall, dass der Bürger mit der Justiz in Kontakt kommt.��

-	das Recht auf Zugang zu den Gerichten für jedermann, der eine gerichtliche Klage einreichen will ; damit einher geht das Recht, von einem Gericht, das eine vollständige Ermächtigung zur Prüfung hat, Gerechtigkeit zu erhalten. Das Recht auf Zugang kann aber zum Beispiel gewissen Zulassungsbedingungen unterworfen werden (Fristen, Formen, Zulässigkeit). Damit dieses Recht auch Wirkung entfaltet, kann der Staat verpflichtet werden, einer mittellosen Partei die unentgeltliche Rechtspflege zu gewähren. Der Kanton Freiburg hat das entsprechende Gesetz kürzlich revidiert ;



-	das Recht auf ein Urteil in vernünftiger Frist, das insbesondere im Bereich des Strafrechts seine Wichtigkeit hat, wenn jemand in Haft ist, setzt voraus, dass der Staat das System der Rechtspflege so organisiert, dass es gemäss diesem Schnelligkeitsgebot funktionieren kann ;



-	das Recht auf Akteneinsicht, das einen Teilbereich des Rechts auf Anhörung darstellt, bedeutet, dass jeder Rechtsuchende die Akten seiner Angelegenheit einsehen kann. Dieses Recht wird in allen Straf-, Zivil- und Verwaltungsprozessordnungen garantiert ;



-	die Unschuldsvermutung, die ausschliesslich die Strafverfahren betrifft, hat zur Folge, dass der Staat die Schuld des Anklagen und nicht dieser seine Unschuld beweisen muss (Bestimmung über die Beweislast). Ausserdem enthält dieser Grundsatz eine Bestimmung über die Würdigung der Beweise, wonach der Richter den Angeschuldigten freisprechen muss, wenn er gewisse schwere Zweifel über die Schuld hat (das Bundesgericht spricht von « unüberwindbaren » Zweifeln), nachdem er die Belastungs- und Entlastungsbeweise sorgfältig gegeneinander abgewogen hat. Die Freiburger Strafprozessordnung vom 14. November 1996 hat diesen Grundsatz ausdrücklich festgehalten.������









Schliesslich kann man noch, ohne sie weiter auszuführen, andere Garantien erwähnen, beispielsweise :



-	die Achtung der Menschenwürde, die insbesondere das Folterungsverbot und das Verbot von unmenschlicher Behandlung einschliesst.



-	den Schutz der Privatsphäre



-	das Willkürverbot



-	Treu und Glauben



-	der Grundsatz der Verhältnismässigkeit



-	den Schutz vor einer schweren, ungesetzlichen Beeinträchtigung durch den Staat.�

















Dieses Thema wird im Ideenheft Nr. 1 behandelt.�����Die Frage, ob diese Rechte in der Verfassung aufgezählt werden sollen, wird im Ideenheft Nr. 1 behandelt, auf das an dieser Stelle verwiesen sei.������3.	Die richterliche Gewalt gemäss geltender Staatsverfassung������3.1	kurzer Rückblick in die Geschichte������Das Kantonsgericht gemäss geltender Verfassung geht auf die Verfassung vom 4. März 1848 zurück. Die Verfassung vom 7. Mai 1857 brachte nämlich keine Änderungen, weder hinsichtlich des Aufbaus noch der Kompetenzen.



Ursprünglich bestand das Kantonsgericht, das seinen Sitz seit jeher in Freiburg hat, aus neun Richtern und neun Ersatzmännern, die vom Grossen Rat gewählt wurden.



Am 14. Januar 1894 hiess das Volk die Herabsetzung der Anzahl Richter auf sieben und die Erhöhung der Ersatzmänner auf vierzehn gut. 



Rund ein Jahrhundert später stimmte der Freiburger Souverän am 26. November 1989 der Schaffung eines Verwaltungsgerichts zu, lehnte hingegen eine Lohnerhöhung für die Staatsräte und Kantonsrichter sowie die Initiative für die Volkswahl der Kantonsrichter und Bezirksgerichtspräsidenten ab.

�Das Kantonsgericht geht auf die Verfassung von 1848 zurück.��Vor der Schaffung des Bundesstaates wurden die Kantonsrichter auf Lebzeiten bestimmt. Von 1848 bis 1983 wurden sie für jeweils acht Jahre ernannt, wobei ihr Mandat verlängert werden konnte. Durch den Urnenentscheid vom 27. Februar 1983 wurde ihre Amtsdauer auf fünf Jahre verkürzt, um in allen drei Behörden gleich lange Mandate zu haben.



Von 1848 bis zur Schaffung des Verwaltungsgerichts am 1. Januar 1992 war das Kantonsgericht die einzige höhere richterliche Gewalt des Kantons und damit die letzte kantonale Instanz in straf-, zivil- und verwaltungsrechtlichen Belangen. Bis 1992 wurde die Verwaltungsgerichtsbarkeit im Wesentlichen vom Staatsrat, von zahlreichen Rekurskommissionen (Steuerrekurskommission, Rekurskommission für Sozialversicherungen usw.), vom Kantonsgericht (bei Enteignungen, Einregistrierungsgebühren, Verwendung von Staatsgütern und in bestimmten Bereichen der Sozialversicherungen - Unfall- und Krankenversicherung) und in gewissen Fällen sogar von ordentlichen Zivilgerichten ausgeübt.

���Das Kantonsgericht hatte abgesehen von der Rechtsprechung, insbesondere als Appellationsinstanz, von Anfang an auch eine Aufsichtsfunktion über die unteren Straf-, Zivil- und sogar Verwaltungsrechtsbehörden, wobei der Bezirksgerichtspräsident 1848 für verwaltungsrechtliche Streitfälle noch zuständig war. Art. 65 der Verfassung von 1848 besagte: "Mit Vorbehalt der Unabhängigkeit der Urteile, überwacht das Kantonsgericht die unteren Gerichtsbehörden und erteilt ihnen Weisungen. Es übermacht jedes Jahr dem Grossen Rathe einen allgemeinen und ausführlichen Bericht über alle Zweige der Rechtspflege." Art. 64 der Verfassung von 1857 übernimmt abgesehen von einer geringfügigen redaktionellen Änderung den Wortlaut von 1848 und bestimmt, dass der Bericht dem Grossen Rat "spätestens für die Novembersession des nächstfolgenden Jahres vorgelegt werden" soll. 1848 wurde noch erwogen, ob der Bericht dem Grossen Rat durch den Staatsrat vorgelegt werden sollte. Doch die Abgeordneten lehnten dies im Hinblick auf die Gewaltenteilung ab.





���Das Kantonsgericht wählt seit 1848 zusammen mit dem Staatsrat die Mitglieder sämtlicher unterer Gerichtsbehörden mit Ausnahme der Oberamtmänner (s. 4.6 unten). Die Anzahl der Kantonsrichter war 1894 von neun auf sieben gesenkt worden - wohl nicht zuletzt, um ihren Einfluss bei der Richterwahl zu beschränken. Zusammen mit den sieben Staatsräten bilden sie das Wahlkollegium, das alle Mitglieder der Bezirks- und Friedensgerichte ernennt (Art. 65 KV 1848, Art. 67 KV 1857; dieser wurde mit anderen Bestimmungen in der Volksabstimmung vom 30. Januar 1921 aufgehoben. Man beschloss dabei, die Gerichtsorganisation in einem besonderen Gesetz statt in der Staatsverfassung zu regeln).

���Das Verwaltungsgericht wurde am 26. November 1989 durch die Revi�sion von Artikel 65 der Freiburger Staatsverfassung eingeführt 

und ist auf kantonaler Ebene letztinstanzlich für Verwaltungsgerichtsbeschwerden zuständig. Das Volk hatte dem Grundsatz einer unabhängigen verwaltungsrechtlichen Instanz bereits 1978 zugestimmt. Eigentlich hätte das Kantonsgericht diese Aufgabe übernehmen sollen. Da aber der Staatsrat und der Grosse Rat die Anzahl Richter am Kantonsgericht nicht erhöhen wollten, beschlossen sie, ein vom Kantonsgericht getrenntes Verwaltungsgericht zu schaffen, so dass im November 1989 die Verfassung entsprechend revidiert wurde. Seither ist das Kantonsgericht nicht mehr das einzige kantonale Gericht, sondern eines von zwei letztinstanzlichen Gerichten im Kanton.

���Das Verwaltungsgericht besteht ebenfalls aus sieben ständigen Richtern, und seit es am 1. Januar 1992 seine Arbeit aufgenommen hat, übernimmt es abgesehen von der Rechtsprechung auch die Aufsicht über verschiedene Kommissionen (Rekurskommission der Universität, Rekurskommission für Bodenverbesserungen, Enteignungskommission, Rekurskommission für neue Parzellarvermessungen). Es ernennt die Kommissionsmitglieder zusammen mit dem Staatsrat.

���3.2	Kantonsgericht/Verwaltungsgericht

���Einzig die beiden höheren Gerichte des Kantons, nämlich das Kantonsgericht und das Verwaltungsgericht, haben eine Verfassungsgrundlage. Weitere Gerichte können durch das Gesetz geschaffen werden und bedürfen keiner Verfassungsgrundlage. Abgesehen von diesen (verfassungs- oder gesetzesmässigen) Gerichten dürfen keine weiteren geschaffen werden. Sonst würde man gegen den Grundsatz verstossen, wonach jeder seinem rechtmässigen Richter zugeführt werden muss.

�

Nur das Kantonsgericht und das Verfassungsgericht haben eine Verfassungsgrundlage.��Die Zuständigkeiten des Kantonsgerichts werden im Gesetz vom 22. November 1949 über die Gerichtsorganisation (GOG) geregelt.



Die Zuständigkeiten des Verwaltungsgerichts hingegen sind in der Verfassung aufgeführt: Art. 65 bestimmt ausdrücklich, dass es in letzter kantonaler Instanz über alle verwaltungsrechtlichen Streitigkeiten entscheidet, die das Gesetz nicht in die Zustän�digkeit einer anderen Behörde legt.



Infolgedessen ist das Kantonsgericht jenes Gericht auf kantonaler Ebene, das letztinstanzlich über zivil- oder strafrechtliche Streitigkeiten entscheidet, während das gleichrangige Verwaltungsgericht für die verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten zuständig ist.

�





















Das Kantonsgericht entscheidet letztinstanzlich über zivil- oder strafrechtliche Streitigkeiten. Das Verwaltungsgericht ist für die verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten zuständig.��3.3	Zusammensetzung des Kantons- und des Verwaltungsgerichts������In der heutigen Verfassung wird einzig die genaue Anzahl der Mitglieder des Kantonsgerichts festgelegt, wobei zwischen ständigen Mitgliedern und Ersatzmitgliedern unterschieden wird. Es zählt sieben ständige Mitglieder und vierzehn Ersatzmitglieder. 



Für das Verwaltungsgericht schreibt die Verfassung hingegen weder eine Zahl noch eine Unterscheidung zwischen ständigen Mitgliedern und Ersatzmitgliedern vor. Dies ist auf Gesetzesstufe geregelt. Gemäss Gesetz besteht das Verwaltungsgericht aus sieben Richtern, vier Beisitzern für den Steuergerichtshof, zwei Beisitzern für den Sozialversicherungsgerichtshof und aus sieben Ersatzrichtern und sechs Ersatzbeisitzern.



Im Wallis beispielsweise besteht das Kantonsgericht, das eine Verwaltungsabteilung besitzt, aus zehn Richtern und zehn Ersatzrichtern. Der Grosse Rat kann hingegen, falls nötig, die Anzahl Richter und Ersatzrichter auf dreizehn anheben. Gegenwärtig sind es elf Richter und zehn Ersatzrichter.

�Nach der gegenwärtig gültigen Verfassung hat das Kantonsgericht sieben ständige Mitglieder und vierzehn Ersatzmitglieder.













Die gegenwärtig gültige Verfassung legt hingegen die Anzahl Mitglieder des Verwaltungsgerichts nicht fest.��Daher die Fragen :������Soll die Anzahl Richter für diese Gerichte in der Verfassung festgelegt werden?�Frage 8a�����Soll in der Verfassung zwischen den ständigen Mitgliedern der Gerichte, den Ersatzrichtern und den Beisitzern unterschieden werden?�Frage 8b�����Befürworten Sie den Grundsatz, sowohl dass Berufs- als auch Laienrichter an diesen Gerichten tätig sein können?�Frage 8c�����Würden Sie es begrüssen, wenn an diesen Gerichten ebenfalls ständige oder Berufsrichter in Teilzeit tätig wären?�Frage 8d�����Wären Sie dafür, dass auch Richter ausländischer Staatsbürgerschaft, sofern sie hinreichende Bindungen zum Kanton geltend machen können, an diesen Gerichten Einsitz nehmen dürfen, umsomehr als diese auch über zahlreiche Ausländer richten?�Frage 8e��

���3.4	Wahl der Kantonsrichter

���Richter, Ersatzrichter, Beisitzer, Ersatzbeisitzer werden alle einzeln vom Grossen Rat für eine fünfjährige Amtsdauer ernannt und können wieder gewählt werden.



Die verschiedenen möglichen Systeme beim Modus der Richterwahlen werden im Kapitel über die erstinstanzlichen Richter geprüft (Kapitel 3.5a).





Die Dauer der Amtszeit der Richter (siehe Kapitel 3.1) kann je nach Wahlmodus verschieden sein. Man muss darauf hinweisen, dass die Richter in der Schweiz anders als in allen westlichen Ländern nicht auf Lebenszeit gewählt werden, d. h. ihre Laufbahn als Amtsperson ist nicht bis zu ihrer Pensionierung gesichert. Es ist jedoch nicht erwiesen, dass sie weniger unabhängig sind, nur weil sie sich nach einigen Jahren der Wiederwahl stellen müssen.

�Die Mitglieder der kantonalen Gerichte werden einzeln vom Grossen Rat für eine fünfjährige Amtsdauer ernannt und können wieder gewählt werden.��Sind Sie dafür, dass die Kantonsrichter einzeln vom Grossen Rat gewählt werden?�Frage 9a�����Finden Sie, dass die fünfjährige Amtsdauer mit der Möglichkeit der Wiederwahl eine gute Lösung darstellt?�Frage 9b�����Die Kandidaten und Kandidatinnen für das Richteramt am Kantons- oder Verwaltungsgericht werden dem Grossen Rat von der politischen Partei präsentiert, der sie normalerweise angehören, und der sie bei einer Wahl Beiträge entrichten. Die Parteien wählen die Kandidaten aufgrund ihrer Kompetenz und Berufserfahrung sowie der regionalen und sprachlichen Vertretung aus. Unter den ständigen Richtern am Kantonsgericht sind drei Christdemokraten, zwei Freisinnige und zwei Sozialdemokraten. Darunter ist nur eine Richterin. Am Verwaltungsgericht amtieren gegenwärtig drei Christdemokraten, ein Freisinniger, ein Christlichsozialer, ein Sozialdemokrat und ein Parteiloser. Dem Gericht gehören zwei Frauen an.



Ersatzrichter und Beisitzer werden nach dem gleichen Verfahren wie die ständigen Richter ernannt. Richter, die in Pension gegangen oder nach zehnjähriger Tätigkeit zurückgetreten sind, könnte man mit ihrem Einverständnis auf die Liste der Ersatzrichter oder Beisitzer setzen. Diese Magistraten verfügen über eine so reiche Berufserfahrung und eine solche Unabhängigkeit, dass sie den höheren Gerichten gute Dienste leisten könnten.





Man könnte sich auch vorstellen, dass ein Teil der Ersatzrichter (zum Beispiel zwei oder drei von vierzehn beim Kantonsgericht) von der betreffenden Gerichtsbehörde und nicht vom Grossen Rat gewählt wird.



Daher die Fragen :

�Die Kandidaten und Kandidatinnen für das Richteramt am Kantons- oder Ver�waltungsgericht werden dem Grossen Rat von der politischen Partei präsentiert.



























Ersatzrichter und Beisitzer werden nach dem gleichen Verfahren wie die ständigen Richter ernannt.





Richter, die pensioniert werden, könnte man mit ihrem Einverständnis auf die Liste der Ersatzrichter oder Beisitzer setzen.







Ein Teil der Ersatzrichter könnte von der Gerichtsbehörde selbst gewählt werden.

��Wären Sie dafür, dass ehemalige Richter mit ihrem Einver�ständnis automatisch auf die Liste der Ersatzrichter oder Beisitzer gesetzt werden?�Frage 10a�����Wären Sie dafür, dass ein Teil der Ersatzrichter oder Beisitzer vom Kantonsgericht/Verwaltungsgericht gewählt wird?�Frage 10b�����Nur die untere Altersgrenze wird in der Verfassung festgelegt.



Die Verfassung schreibt vor, dass man das 25. Altersjahr vollendet haben muss, um für die Stellen der richterlichen Gewalt wählbar zu sein.



Das Höchstalter beträgt für beide Gerichte 65 für ständige oder vollamtliche Richter und 70 Jahre für die anderen Gerichtsmitglieder. 



Daher die Fragen :�





Um für Ämter der richterlichen Gewalt wählbar zu sein, muss man das 25. Altersjahr vollendet haben und darf als ständiges Mitglied nicht älter als 65 Jahre oder als anderes Mitglied nicht älter als 70 Jahre sein.�����Befürworten Sie die untere Altersgrenze, wonach man das 25. Altersjahr vollendet haben muss, um für die Stellen der richterlichen Gewalt wählbar zu sein?�Frage 11a�����Befürworten Sie die obere Altersgrenze von 65 Jahren für die ständigen und vollamtlichen Richter und von 70 Jahren für die anderen Mitglieder?�Frage 11b�����Die Präsidenten beider Gerichte werden jedes Jahr vom Grossen Rat bestimmt. Der Gerichtspräsident kann aber nicht sofort wieder in dieses Amt gewählt werden.



Daher die Frage :�

�����Sollen die Präsidenten des Kantonsgerichts und des Verwaltungsgerichts jährlich vom Grossen Rat ernannt werden?�Frage 12���



3.5	Wahl der anderen Richter und des Staatsanwalts



a) Wahl der anderen Richter



Wie in anderen Kantonen enthält auch in Freiburg die Staatsverfassung keine Bestimmungen über den Wahlmodus für andere Richter (Bezirksgerichtspräsidenten und -richter, Untersuchungsrichter, Friedensrichter, Mitglieder von Rekurskommissionen, siehe 3.7 unten). Diese Magistraten werden von einer besonderen Behörde, dem Wahlkollegium, gewählt, das je nach Gerichtsbarkeit oder Rechtsgebiet der Vakanz (Zivil-, Straf- oder Verwaltungsrecht) aus den sieben ständigen Richtern des Kantons- oder Verwaltungsgerichts und den sieben Mitgliedern des Staatsrats besteht.



Die Kandidatinnen und Kandidaten müssen über folgende Voraussetzungen verfügen : Sie müssen Schweizer Aktivbürgerinnen und Aktivbürger sein, über eine juristische Ausbildung verfügen (diese Anforderung gilt nicht für die Friedensrichter und der Beisitzer der Bezirksgerichte), mindestens das 25. Altersjahr vollendet haben, aber weniger als 70 Jahre alt sein (65 Jahre bei den ständigen Richtern) ; sie dürfen nicht unfähig erklärt worden sein, Mitglied einer Behörde oder Beamter zu sein (Art. 51 Schweizerisches Strafgesetzbuch) und nicht unwählbar sein, weil sie mit einem anderen Richter verwandt oder verschwägert sind.





Es sind verschiedene Auswahlverfahren für die mit der Rechtsprechung beauftragten Amtsträger denkbar, aber keines ist wirklich vollkommen.



Die Freiburger Stimmbürgerinnen und Stimmbürger lehnten 1989 eine Volkswahl der Kantonsrichter und Bezirksge�richtspräsidenten ab. Eine Volkswahl wäre wohl demokratisch, dadurch hätte man die Wahl der Richter aber einer Instanz überlassen, die sich mehrheitlich kein Urteil über die Kompetenzen der Kandidaten bilden kann. Es zwingt den Richter, eine Wahlkampagne mit finanzieller Unterstützung einer politischen Partei zu führen. Nach seiner Wahl könnte der Richter dazu neigen, Urteile zu erlassen, die seine Wählerschaft zufrieden stellen (siehe dazu auch das Ideenheft Nr. 2).



Bei einer Wahl durch das Parlament, in dem die wichtigsten politischen Tendenzen vertreten sind, werden Kandidaten benachteiligt, die keiner politischen Partei angehören. 



Der heute bereits praktizierte Modus, bei dem die Richter durch Amtsträger gewählt werden (Selbstergänzung), erlaubt es, die wissenschaftlichen und technischen Fähigkeiten der Kandidaten und ihre Berufserfahrung zu würdigen. Dieser Modus, bei dem die erstinstanzlichen Richter durch das Kantonsgericht gewählt werden, wurde in den Kantonen Wallis und Waadt gewählt und scheint ein zufrieden stellender Kompromiss zu sein, da Juristen die Wahl vornehmen, die gleichzeitig die verschiedenen politischen Tendenzen vertreten. Dieser Modus beseitigt allerdings nicht das Risiko eines gewissen Konservatismus, der allen Selbstergänzungen eigen ist.



Es gibt wahrscheinlich noch einen gemischten Modus, der in der Schweiz bisher unbekannt ist : die Ernennung der Richter durch ein unabhängiges Organ wie z. B. einen Obersten Justizrat, der sich mehrheitlich, z. B. zu zwei Dritteln, aus von den Richtern ausgewählten Amtspersonen und aus Vertretern der gesetzgebenden Behörde, die vom Parlament gewählt werden, zusammensetzt. Mit diesem Modus können jedoch die mit der Selbstergänzung verbundenen Nachteile nicht vermieden werden.



Daher die Fragen :



Soll das Wahlkollegium, das für die Wahl der anderen Richter zuständig ist, beibehalten werden?



Befürworten Sie dasselbe Wahlverfahren wie für die Wahl der kantonalen Richter (Wahl durch den Grossen Rat)?



Muss z. B. die Wahl dieser Richter durch die richterliche Gewalt (Kantonsgericht, Verwaltungsgericht) vorgesehen werden?





b) Wahl des Staatsanwalts



Auch wenn sie im Sinne von Art. 5 Ziff. 4 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) nicht als "Gericht" gelten - sie sind von ihrer Eigenschaft und Tätigkeit her keine Richter - zählen die Vertreter der Staatsanwaltschaft zu den Gerichtsbehörden. Das Verfahren zu ihrer Ernennung könnte ebenfalls in der Verfassung geregelt werden. Für die Wahl des Staatsanwalts gibt es drei Möglichkeiten:



-	Ernennung durch den Staatsrat wie in den Kantonen Freiburg, Waadt und Zürich

-	durch die Legislative, d.h. durch den Grossen Rat wie in den Kantonen Bern, Jura und Wallis

-	durch das Volk wie im Kanton Genf.













3.6	Unvereinbarkeiten, Ausbildung, Sprache

�























Die anderen Richter werden vom Wahlkollegium gewählt.



























































Andere Verfahren sind denkbar.









Die Richter können auch vom Volk gewählt werden.

































Sie können auch vom Parlament, von amtierenden Magistraten oder von einem unabhängigen Organ, wie z. B. einem Obersten Justizrat, gewählt werden.













































Frage 13a







Frage 13b







Frage 13c��Zwar enthält die Staatsverfassung allgemeine Bestimmungen zu den Unvereinbarkeiten beispielsweise über Verwandtschaftsbeziehungen unter den Mitgliedern einer staatlichen Behörde. Doch fehlen spezifische Vorschriften dazu sowie zu den Anforderungen hinsichtlich Ausbildung oder Kompetenzen, die ein Kantonsrichter mindestens erfüllen muss.



Die konkrete Ausgestaltung dieser Bestimmungen wird dem Gesetzgeber überlassen. Die einzige verfassungsmässige Anforderung - die auch nur für das Kantonsgericht gilt - ist die Sprachkenntnis. Die Mehrheit der ständigen Richter und Ersatzmänner müssen die französische und deutsche Sprache beherrschen. Diese Verfassungsvorschrift muss in den Zusammenhang mit dem Gesetz gesehen werden, in dem bestimmt wird, dass mindestens zwei Richter deutscher Sprache sein müssen, ohne näher auszuführen, ob es ihre Muttersprache oder die Sprache ist, in der sie ihr Rechtsstudium absolviert haben - eine Regelung, die im belgischen Recht existiert.



Im Gesetz heisst es einfach, dass die beiden Amtssprachen unter den Mitgliedern des Verwaltungsgerichts gerecht vertreten sein müssen.

�Die Verfassung enthält Bestimmungen über die Unvereinbarkeiten, aber nicht zur Ausbildung oder zu den Kompeten�zen der Kantonsrichter.













Hingegen enthält sie Forderung nach Sprachkenntnis, die aber nur für das Kantonsgericht gilt.

��3.7	Organisation

���Die Verfassung verweist für die gesamte Gerichtsorganisation, die also nicht nur die beiden kantonalen Gerichte, sondern auch die andern einschliesst, für die Anzahl und die Zuständigkeiten der Gerichte, wie bereits erwähnt, auf das einschlägige Gesetz.



Es sei daran erinnert, dass die Gerichtsbehörden der ersten Instanz für zivil- und strafrechtliche Angelegenheiten entweder aus Richterkollegien (3 oder 5 Richter) oder aus einem Einzelrichter bestehen.



Für zivilrechtliche Angelegenheiten bestehen im Kanton folgende Gerichte :



die Friedensrichter, die Friedensgerichte (3 Richter), die Bezirksgerichtspräsidenten, die Bezirksgerichte (3 Richter), die Präsidenten der Gewerbekammer, die Gewerbekammern, die Präsidenten der Mietgerichte und die Mitgerichte.

Für strafrechtliche Angelegenheiten bestehen folgende Gerichte : 



die Untersuchungsrichter, die Bezirksgerichtspräsidenten, die als Polizeirichter amtieren, die Bezirksgerichte, die als Strafgerichte amtieren (5 Richter), das Wirtschaftsstrafgericht, der Präsident der Jugendstrafkammer, der als Ermittlungsrichter amtiert, die Jugendstrafkammer (3 Richter) und die Oberamtmänner, die im Gegensatz zu den anderen Magistraten der ersten Instanz durch das Volk und nicht durch das Wahlkollegium gewählt werden.



Der Staatsrat und seine Direktionen, die Oberamtmänner, die Rekurskommissionen der Universität, für Bodenverbesserungen und neue Parzellarvermessungen, die Enteignungskommission und zwei Schiedsgerichte für Sozialversicherungssachen sind die Gerichtsbehörden der ersten Instanz in verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten.

�Das Gesetz regelt die Gerichtsorganisation, die Anzahl und die Zuständigkeiten der Gerichte.��Die richterliche Gewalt muss, um bei der Ausführung ihrer Aufgabe, die Unabhängigkeit strikt wahren zu können und ihre Verpflichtungen gegenüber den Rechtsuchenden (Grundsatz eines raschen Verfahrens zur Vermeidung von Rechtsverweigerung - fehlendes Urteil) erfüllen zu können, finanziell autonom sein. Sie muss über die nötigen finanziellen Mittel verfügen, um die technischen Mittel und das qualifizierte Personal, das die Umstände erfordern, einsetzen zu können. Es wäre gerade mit ihrer Unabhängigkeit unvereinbar, wenn die richterliche Gewalt wegen fehlender finanzieller Autonomie von den übrigen zwei Gewalten abhängig wäre und deshalb indirekt ungebührlichen Druckversuchen ausgesetzt würde.

�Die Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt würde auch die finanzielle Autonomie einschliessen.��Diese finanzielle Unabhängigkeit würde eine Anpassung des Verfahrens bei der Erstellung des Voranschlags bedingen, in dem Sinn, dass die richterliche Gewalt selbst dem Grossen Rat, der die oberste Behörde auf diesem Gebiet ist, seine Bedürfnisse geltend macht.�Die richterliche Gewalt wäre selbst dafür zuständig, beim Grossen Rat ihre finanziellen Bedürfnisse geltend zu machen.��

Daher die Fragen :������Sind Sie der Meinung, dass die richterliche Gewalt finanziell autonom sein sollte?�Frage 14a�����Wenn ja, würden sie diesen Grundsatz in der Verfassung festhalten?�Frage 14b�����

3.8	Aufsicht

���Die Kantonsverfassung vom 4. März 1848 schrieb für die Aufsicht der Justiz eine eindeutige Kompetenzverteilung vor. So hatte das Kantonsgericht die Aufgabe, die unteren Gerichtsbehörden zu beaufsichtigen, anzuleiten und anzuweisen, wobei die Unabhängigkeit der Urteile gewährleistet sein musste. Das Kantonsgericht musste ausserdem dem Grossen Rat alljährlich einen allgemeinen und ausführlichen Bericht über alle Zweige der Rechtspflege vorlegen. Der Staatsrat musste dem Grossen Rat ebenfalls alljährlich einen allgemeinen und ausführlichen Bericht über alle Teile seiner Verwaltung vorlegen. In der Kantonsverfassung waren auch die Aufsichtsfunktionen des Grossen Rats über den guten Gang der kantonalen Verwaltung allgemein geregelt. Diese Behörde nahm alljährlich einen Be�richt über die kantonale Verwaltung und die Staatsrechnung  entgegen und hiess sie gut.

�Die Kantonsverfassung von 1848 bestimmte, dass das Kantonsgericht die Aufgabe hat, die unteren Gerichtsbehörde zu beaufsichtigen.





Der Staatsrat seinerseits musste nur die Aufsicht über die Verwaltungsbehörden ausüben.��



Die Vorbereitungsarbeiten zeigen unmissverständlich, dass der damalige Verfassungsrat die Aufsichtskompetenz über die Justiz nicht der Exekutive übertragen wollte. Er wünschte erstens, dass der Staatsrat die administrativen Behörden und das Kantonsgericht die Justizbehörden beaufsichtigt.���

Zweitens wollte er, dass diese Behörden ihre Aufsichtsfunktion unabhängig wahrnehmen. Daher musste das Kantonsgericht dem Grossen Rat Bericht erstatten, ohne sich zuerst an den Staatsrat zu wenden.

���Hinsichtlich der Aufsicht des Grossen Rats über den guten Gang der Justizverwaltung weist J. Castella ("L'organisation des pouvoirs politiques dans les Constitutions du canton de Fribourg", Freiburg 1953, S. 209) darauf hin, dass die Genehmigung des Berichts des Kantonsgerichts ausschliesslich politische Auswirkungen hat, denn der Grosse Rat darf die Urteile inhaltlich nicht kritisieren; er kontrolliert nur die administrative Seite der Gerichtstätigkeit, die Arbeitsweise und Erledigung der Streitfälle. Dies ist auf das rechtliche Primat des Grossen Rats als gesetzgeberisches Organ und Vertretung des Souveräns zurückzuführen.

���In der Verfassung von 1857 werden diese Bestimmungen fast wortwörtlich übernommen. Auf eine wichtige Neuerung, die den Staatsrat betrifft, sei jedoch hingewiesen, nämlich dass der Staatsrat den « allgemeinen Justizgang » beaufsichtigt. Dieser Absatz wurde im Rahmen einer parlamentarischen Beratung in den Entwurf aufgenommen, ohne dass darüber allerdings detailliert diskutiert wurde. Über den Willen des Verfassungsgebers von 1857 liegen leider keine Informationen vor.

�Die Verfassung von 1857 hat ein wichtiges Element eingeführt : der Staatsrat ist auch für die Beaufsichtigung des allgemeinen Justizgangs zuständig.��Daraus kann geschlossen werden, dass die Aufsicht der Rechtspflege durch die drei höchsten Behörden des Kantons die Gerichtsentscheide inhaltlich nicht tangiert.

���Schliesslich sei auch daran erinnert, dass bei der Verabschiedung der einschlägigen Gesetzes- und Verfassungsbestimmungen grösste Unklarheit herrschte. Daher ist es äusserst schwierig auszumachen, welche Kompetenzverteilung zwischen den drei obersten kantonalen Behörden damals angestrebt wurde. Geht man vom ursprünglich vorliegenden Willen aus, müsste man auf eine völlige Gewaltentrennung zwischen dem Kantonsgericht und dem Staatsrat schliessen: Ersteres hätte die direkte Aufsicht über die unteren Justizbehörden und letz�terer jene über die Verwaltung inne. Wenn hingegen Art. 52 Abs. 1 Bst. h KV FR weiterhin einen Sinn ergeben soll, muss man ihn restriktiv auslegen und die Kompetenzen des Staatsrats auf das beschränken, was für die getreue Erfüllung der Aufgaben unerlässlich ist, die ihm durch die Freiburger Gesetzgebung übertragen werden. In Anwendung der allgemeinen Grundsätze kann - da nähere Bestimmungen in der Verfassung fehlen - davon ausgegangen werden, dass der Grosse Rat die Oberaufsicht über die Justiz führt. Deshalb muss er über ihre Tätigkeiten informiert werden. Trotzdem verfügt er nur über beschränkte Eingriffsmöglichkeiten. Eine klare Regelung der Frage, wie weit er bei der Annahme der Berichte der Kantonsgerichte gehen kann, wäre in dieser Hinsicht durchaus hilfreich. Um die Unabhängigkeit der Urteile zu wahren, muss sich die Aufsicht des Parlaments auf die Prüfung der Ver�waltungsführung beschränken. Sie darf sich nicht auf den Inhalt der Urteile erstrecken. Der Grosse Rat ist nicht befugt, Urteile zu berichtigen oder aufzuheben, die Gerichte wegen ihrer Urteile zu rügen oder gar an ihrer Stelle zu urteilen. Er darf sich nur informieren und kritisieren. In die laufenden Verfahren mischt er sich nicht ein. Dazu ist zu sagen, dass die Aufsicht über die Justiz, wie sie im Volk wahrgenommen wird, auf eine fehlenden Kenntnis des Grundsatzes der Gewaltenteilung trifft.









Daher die Fragen :�



Die Aufsicht über die Rechtspflege erstreckt sich nie auf den Inhalt der Urteile.





Der Grosse Rat übt die Oberaufsicht über die Justiz aus.











Um die Unabhängigkeit der Urteile zu wahren, muss sich die Aufsicht des Parlaments auf die Prüfung der Ver�waltungsführung beschränken und darf sich nicht auf den Inhalt der Urteile erstrecken.�����Wie würden Sie die Aufsicht der Justizbehörden gestalten, damit das Prinzip der Gewaltenteilung und die Unabhängigkeit am besten gewahrt sind?

-	Aufsicht durch die Legislative?

-	durch die richterliche Gewalt selbst?

-	durch ein besonderes Organ?�Frage 15�����Bei diesem besonderen Organ könnte man sich einen Obersten Justizrat vorstellen, wie er zum Beispiel in den Kantonen Tessin und Genf existiert. Er setzt sich zusammen aus Ad-hoc-Mitgliedern und hat die Aufgabe, das Funktionieren der Gerichte zu überwachen.�������4.	Die richterliche Gewalt in der neuen Kantonsverfassung������Schliesslich muss die neue Verfassung die Bestimmungen enthalten, die unbedingt im von der Kantonsverfassung verkörperten Grundgesetz stehen müssen.

���Wenn diese Bestimmungen beschlossen sind, muss man in ihnen die besten Lösungen finden, um der so konstituierten richterlichen Gewalt eine effiziente Tätigkeit zu ermöglichen und die Einhaltung der unabänderlichen Grundsätze, die oben erläutert wurden, sicherzustellen.



Man muss die Lösung finden, die sich am besten eignet für die Situation im Kanton Freiburg ; dazu müssen einige Fragen vertieft werden, wie zum Beispiel die der Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt von den anderen Behörden, die allfällige Schaffung eines Obersten Justizrats mit Aufsichtsaufgaben oder Wahlbefugnis, die allfällige Einsetzung einer neuen Verfassungsgerichtsbarkeit.

���



Die Verfassung sollte wenige, aber klare und genaue Bestimmungen enthalten, in denen die obersten Grundsätze zur Tätigkeit der richterlichen Gewalt festgehalten werden und in denen die wichtigsten Gerichte für jedes Rechtsgebiet genannt werden.



Die allgemeine Organisation der Rechtspflege, mit Ausnahme der territorialen Organisation, und die Verfahren im Einzelnen müssten hingegen wie heute in einem Ausführungsgesetz geregelt werden.������Eine richtige Justizreform führt dann im Wesentlichen über dieses Ausführungsgesetz, wenn einmal die obersten Grundsätze festgelegt sind.



Die Regelung der richterlichen Gewalt in der neuen Kantonsverfassung muss daher auf folgende Fragen antworten, die in den vorhergehenden Kapiteln näher erörtert wurden.������Wem steht die richterliche Gewalt zu?������-	Einem oder mehreren letztinstanzlichen Gerichtshöfen, die in der Regel durch die Verfassung bestimmt werden, sowie allen erstinstanzlichen Gerichten, die ihrerseits auf Gesetzesstufe geschaffen werden.



Daraus folgt e contrario das Verbot, Sondergerichte zu schaffen oder die Befugnis zur letztinstanzlichen Rechtsprechung einer staatlichen Behörde, der Exekutive oder dem Parlament, zu übertragen.������Welche Grundsätze müssen bei der Ausübung der richterlichen Gewalt gewährleistet sein?������-	Die richterliche Gewalt muss in ihrer Rechtsprechung absolut unabhängig sein, das heisst frei entscheiden können. Sie soll weder der vollziehenden noch der gesetzgebenden Gewalt untergeben sein und darf sich einzig vom internationalen und vom Landesrecht, von der Verfassung und den Gesetzen leiten lassen. Weiterhin hat sie unparteiisch und transparent zu sein.

���Wie hat sie zur Erfüllung ihrer Aufgabe vorzugehen?

���-	Sie muss sich auf klare und präzise Rechtssätze der Gerichts- und Prozessordnung stützen können, die entweder, kraft einer ihr erteilten Reglementierungsbefugnis, von ihr selbst, oder aber vom Gesetzgeber aufgestellt werden.



Gegenstand dieser Rechtssätze sind nicht nur die eigentliche Struktur der richterlichen Gewalt und die Vorgehensweise zum Erreichen des angestrebten Endresultats, nämlich der Rechtsprechung; sie regeln auch die Geschäftsführung, Hilfspersonen der Rechtsprechung (Rechtsanwälte, Staatsanwälte) und die Verfahrensgarantien für die Rechtsuchenden.

���Wie und durch wen wird die Zusammensetzung der richterlichen Gewalt bestimmt?

���-	Die Zusammensetzung der letztinstanzlichen Gerichte wird durch die Verfassung bestimmt. Diese kann es dem Gesetzgeber überlassen, Sonderbestimmungen aufzustellen, zum Beispiel über die Anzahl Richter der einzelnen Gerichte.



Weiter sind die Art der Wahl, des Rücktritts, der Abberufung, der Einleitung von Schadenersatzklagen gegen einen Richter, der Einleitung eines Disziplinarverfahrens, der Besoldung und der Amtsdauer der Richter zu bestimmen. Dabei ist die bewusste Unabhängigkeit der richterlichen Gewalt, die eine vernünftige und konsequente Rechtsprechung ermöglicht, zu berücksichtigen, indem ihre Autonomie gewährleistet und sie gegen jegliche willkürliche Einmischung der anderen Gewalten geschützt wird.

���Ist es wünschenswert oder notwendig, die richterliche Gewalt trotz ihrer absoluten Unabhängigkeit beim Fällen ihrer Entscheide zu beaufsichtigen?

���-	Die richterliche Gewalt soll im engen Rahmen ihrer Geschäftsführung kontrolliert werden können. So können schwer wiegende Mängel vermieden werden, welche die Richter in der Wahrnehmung ihrer Aufgabe zum Schaden der Rechtsuchenden behindern könnten. Eine solche Aufsicht muss von einer Behörde wahrgenommen werden, die sämtliche Garantien zur Wahrung ihrer Unabhängigkeit geben kann, gleichzeitig aber im Falle eines schweren Verstosses gegen eine ungeschriebene, für sie verbindliche Standesordnung keine Nachsicht übt.



Es sind zwei Lösungen denkbar: einerseits die Beibehaltung des gegenwärtigen Systems, in dem diese Beaufsichtigung der gesetzgebenden Gewalt zusteht, andererseits, sofern sich dies als geeigneter herausstellen sollte, die Einführung des in einigen Kantonen (Tessin, Genf) angewandten Systems eines Obersten Justizrats. Der aus Ad-hoc-Mitgliedern bestehende Oberste Justizrat hat die Aufgabe, die Funktionsweise der Gerichte zu überwachen und insbesondere dafür zu sorgen, dass die Amtspersonen bei diesen Gerichten ihre Aufgabe in Würde erfüllen.



Für diese Entscheidung wäre ein Bericht über die Praxis in den Kantonen Tessin und Genf, die einen Obersten Justizrat eingeführt haben, von Interesse. 

���Sollen einzelne Gerichtsbarkeiten nach ihrem jeweiligen Rechtsgebiet unterschieden werden?

���-	Während diese Frage für die Zivil- und Strafgerichtsbarkeit, und nun auch für die Verwaltungsgerichtsbarkeit, klar zu bejahen ist, gilt es abzuklären, ob es gerechtfertigt wäre, eine Verfassungsgerichtsbarkeit einzuführen mit der Aufgabe, sich über die Verfassungsmässigkeit der Gesetze, Dekrete und Reglemente auszusprechen.



Man kann durchaus dafür sein. Dazu müsste jedoch einwandfrei feststehen, dass diese Gerichtsbarkeit im Endeffekt einer Notwendigkeit entspricht und nicht zu einer unnötigen Mehrbelastung der ohnehin bereits stark beanspruchten richterlichen Gewalt führen würde.

���
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